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Kleine Anfrage 

der Abgeordneten Leicht, Höcherl, Dr. Aithammer, Krampe, Dr. Häfele, Dr. Götz, 
Franke (Osnabrück) und der Fraktion der CDU/CSU 

betr. Finanzlage der Bundesanstalt für Arbeit 


Wir fragen die Bundesregierung: 


1. Bei der Aufstellung des Nachtrags zum Haushaltsplan der 
Bundesanstalt für Arbeit für das Haushaltsjahr 1974 ist für 
1974 von einer jahresdurchschnittlichen Arbeitslosenzahl 
von 330 000 ausgegangen. Tatsächlich ergibt sich jedoch für 
1974 eine noch weit höhere Durchschnittszahl. Wie hoch ist 
die Durchschnittszahl der Arbeitslosen für das Jahr 1974 
unter Berücksichtigung der Ist-Ergebnisse für die einzel- 
nen Monate? 

2. Welche finanziellen Folgen ergeben sich aus der Erhöhung 
der Zahl der Arbeitslosen für die Haushaltsführung der 
Anstalt im Haushaltsjahr 1974? Insbesondere: 

2.1 Welche Ausgaben müssen oder mußten zu Lasten des 
Haushaltsjahres 1974 erbracht werden für 

— Arbeitslosengeld 
— Anschluß Arbeitslosenhilfe 
— sonstige Arbeitslosenhilfen 

und auf welche Beträge belaufen sich die Haushalts- 
überschreitungen bei diesen Positionen? 

2.2 Inwieweit muß oder mußte zur Deckung des Haus- 
halts 1974 der Bundesanstalt für Arbeit die Rücklage 
in Anspruch genommen werden (Entnahmen gemäß 
Kap. 1 Tit. 359 01)? 

2.3 Auf welchen Betrag beläuft sich die Rücklage per 
31. Dezember 1974? 

3. Nach dem Haushaltsplan 1975 der Bundesanstalt für Arbeit 
ist zur Deckung der Ausgaben eine Entnahme aus der Rück- 
lage in Höhe von 1283 Mio DM vorgesehen. Dabei ist 
davon ausgegangen, daß im Haushaltsjahr 1974 aus der 
Rücklage „nur" 2149 Mio DM entnommen werden. Aus 
heutiger Sicht ist indessen damit zu rechnen, daß zur 
Sicherstellung der Ausgabenfinanzierung im Haushaltsjahr 
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1974 die Rücklage in einem wesentlich höheren Umfang in 
Anspruch genommen werden muß. 

Welcher Betrag kann unter Berücksichtigung der Entwick- 
lung im Haushaltsjahr 1974 und der bestehenden Fällig- 
keiten im Jahre 1975 äußerstenfalls aus der Rücklage ent- 
nommen werden (liquider Teil der Rücklage 1975)? 

4. Dem Haushaltsplan 1975 der Bundesanstalt liegt die An- 
nahme zugrunde, daß sich im Jahresdurchschnitt 1975 eine 
Zahl von 500 000 Arbeitslosen ergeben wird. Das entspricht 
einer Arbeitslosenquote von 2,27 v. H. 

Bereits im September 1974 erwartet der Bundesminister für 
Wirtschaft demgegenüber in den Orientierungsdaten zur 
gesamtwirtschaftlichen Entwicklung 1975 eine durchschnitt- 
liche Arbeitslosenquote zwischen 2,5 und 3 v. H., ging also 
schon damals von einer Arbeitslosenzahl zwischen 550 000 
und 650 000 aus. 

Zwischenzeitlich wird die Arbeitsmarktentwicklung 1975 
noch ernster beurteilt. So geht z. B. die Gemeinschaftsdia- 
gnose der wirtschaftswissenschaftlichen Forschungsinstitute 
von einer jahresdurchschnittlichen Arbeitslosenquote 1975 
von mehr als 3 v. H. aus, was einer jahresdurchschnitt- 
lichen Arbeitslosenzahl von 700 000 oder mehr entspricht. 

Hält es die Bundesregierung aus heutiger Sicht noch für 
eine wirklichkeitsnahe Veranschlagung, wenn der Haus- 
haltsplan der Bundesanstalt von einer Zahl von 500 000 
Arbeitslosen im Haushaltsjahr 1975 ausgeht? 

Oder welche Zahl entspricht aus heutiger Sicht einer 
realistischen Prognose? 

5. Von wieviel Kurzarbeitern im Durchschnitt des Haushalts- 
jahres 1975 geht der Haushaltsplan der Bundesanstalt für 
Arbeit aus? Mit wieviel Kurzarbeitern rechnet die Bundes- 
regierung im Durchschnitt des Jahres 1975 aus heutiger 
Sicht? 

6. Welche Haushaltsüberschreitungen gegenüber den Aus- 
gabeansätzen des Haushaltsplanes 1975 der Bundesanstalt 
für Arbeit zeichnen sich ab bei den Ausgaben für Arbeits- 
losengeld, Anschluß-Arbeitslosenhilfe und sonstige Arbeits- 
losenhilfe? 

7. In welcher Höhe zeichnet sich aus heutiger Sicht die durch 
die veranschlagten Einnahmen, den liquiden Teil der Rück- 
lage und das bisher veranschlagte Bundesdarlehen von 
500 Mio DM nicht gedeckte Finanzierungslücke im Haus- 
halt 1975 der Bundesanstalt ab? 

Mit welcher Erhöhung der Finanzierungslücke gegenüber 
dem Bundeshaushaltsplan 1975 der Bundesanstalt ist auf 
der Grundlage der derzeitigen Annahmen mindestens zu 
rechnen? 
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8. Wie will die Bundesregierung die sich ergebende zusätz- 
liche Finanzierungslücke decken? Insbesondere: 

8.1 Sollen zusätzliche Mittel aus dem Bundeshaushalt nach 

§ 187 Arbeitsförderungsgesetz (Darlehen und Zu- 

schüsse) geleistet werden? 

8.2 Oder zieht die Bundesregierung aufgrund der sich ab- 
zeichnenden erheblichen Verschlechterung der Finanz- 
lage der Bundesanstalt für Arbeit sonstige Maßnahmen 
im Laufe des Jahres 1975 in Erwägung, wie z. B. eine 
weitere Erhöhung der Beitragserhebungssätze (bis 1971 
= 1,3 v.H., 1972 bis 1974 = 1,7 v. H., für 1975 bisher 
schon vorgesehene 2,0 v. H.) oder wie die Einschrän- 
kung gesetzlicher Leistungen? 

9. Welche Mehrausgaben ergeben sich bei einer Erhöhung der 
Arbeitslosenquoten um jeweils 0,1 v.H. gegenüber den im 
Haushaltsplan 1975 zugrunde gelegten Erwartungen 
(Arbeitslosenquote 2,27 v. H.)? 

1 0. Welche Mehreinnahmen ergeben sich bei einer zusätzlichen 
Beitragserhöhung um jeweils 0,1 v. H. -Punkte im gesamten 
Haushaltsjahr 1975? 


Bonn, den 27. Dezember 1974 


Leicht 
Höcherl 
Dr. Althammer 
Krampe 
Dr. Hälele 
Dr. Götz 

Franke (Osnabrück) 

Carstens, Stückten und Fraktion 





